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Auszug aus dem „Rheinischen Anzeiger vom 06.03.2021

Öffentliche Bekanntmachung
Gemäß § 73 Abs. S Satz 1 VwVfG NRW und § 27a VwVfG NRW (Verwaltungsverfah-
rensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen in der zurzeit geltenden Fassung) veröf-
fentlicht der Bürgenneister der Stadt Dormagen diese amtliche Bekanntmachung mit
dem von der Bezirksregiening Düsseldorf - Dezernat 25 - (Planfeststellung Straßen),
vorgegebenen und unverändert zu übemehmenden Text.

Bekanntmachtmg
Planfeststellungsverfahren nach §§ 37 ff. Straßen. und Wegegesetz des
Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) i. V. tn. §§ 73, 76 ff. Verwal-
tungsverfaluensgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW)
für den Neuban der Anschltesstelle Dormagen-Deirath an der A 57 bei.
Ban-km 92 +743 südlich des Autobahnkrenzes Neuss-Süd, einschließlich
des Neuhaus einer Verbindungsstraße zwischen den Ortsteilen Neuss-
Allerkeiligen und Dormagen-Delrath

Planänderungsverfahren (Deckblatt 1)
Mit Schreiber' vom 20.12.2006 hat der Rheln-Kreis Neuss bei der zuständigen Planfest-
stellungsbehörde, Bezirksregierung Düsseldorf, die Durchführung des Planfeststel-
lungsverfahrens für den Neubau der Anschlussstelle Dormagen-Delrath an der A 57
südlich des Autobahnkreuzes Neuss-Süd, einschließlich des Neubaus einer Verbin-
dungsstraße von der 1380 (Pleuss-Allerheiligen) bls zur B9 beantragt.
Die Offenlage der Planunterlagen erfolgte vom 01,02.2007 bis zum 28.02.2007. Die
Einwendungsfrist endete am 28.03.2007.
Eine Beteiligung der Träger offentlicher Belange erfolgte unter dem 11.01.2007.
Im Rahmen der Bearbeitung der Einwendungen und Stellungnahmen durch den
Vorhabenträger ergaben sich erforderliche Ergänzungen und Aktualisierungen der
Antragsunterlagen, Insbesondere auch in Bezug auf den in der Nähe ansässigen Stör-
fallbetrieb, die im Deckblatt 1, das der Planfeststellungsbehörde am 11.04.2019 vorge-
legt wurde, Berücksichtigung gefunden haben. Das Deckblatt 1 wurde vom 09.05.2019
bis 11.06.2019 in den betroffenen Gemelnden offengelegt Im Rahmen der Bearbel-
rung eigegangener Einwendungen und Stellungnahmen hat der Vorhabenträger wei.
tere Unterlagen nachträglich erarbeitet, die jetzt offengelegt werden.
Für das Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitmnifung gemäß den Vorschriften des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitspnifung (UVPG). Die Vorhabenträgerin hat einen Bericht zu den voraussicht-
lichen Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-Bericht) gem. § 16 LTVPG vorgelegt.
Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und
Ersatzrnaßnahmen werden Grundstücke auf dem Gebiet der
Stadt Neuss,
Gemarkung Rosellen Flur 18
Stadt Dormagen
Gemarkung Nievenheirn Flur 19, 20, 21, 22, 23
Gemarkung Zons Flur 11, 12
beansprucht.
Die nachträglich erarbeiteten und eingereichten Unterlagen Ilegen in der Zeit

vom 12.03.2021 bis12.04.2021
bei der Stadt Dormagen, Fachbereich Städtebau, Stadtplanung, Mathias-
Glesen-Straße 11, 41540 Dormagen, Erdgeschoss, während folgender Zelten
Montag bis Mittwoch von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhn
Donnerstag von 08.30 bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr;
Freitag von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr
zur allgernelnen Einslchtnahme aus.
Sonderregelungen aufgrund der aktuellen Corona-Pandemle:
Die Einsichtnahme der Unierlagen kann auf Grund der Corona - Pandemie nur nach
vorheriger Terminanmeldung erfolgen. Die Anmeldung ist per E-Mall (stadtplanung@
stadt-donnagen.de), telefonisch (02133-257-842) oder postalisch an Stadt Dormagen,
Fachbereich Städtebau, Stadtplanung Mathias-Giesen-Straße 11, 41540 Dormagen zu
tätigen.
Aufgrund der aktuellen Corona-Pandemle folgt die Stadt Dormagen den jewels gelten-
den Maßnahmen und Empfehlungen zur Beschränkung sozialer Kontakte. Um die
Personenanzahl, die sich gleichzeitig am Auslegungsort aulhält, gering zu halten, wer-
den max. zwei Einsicht nehmende Besucherftnnen gleichzeitig zugelassen. Die gelten-
den Maßnahmen (Mund-Nasen-Bedeckungen, Abstand halten, Händedesinfektion)
sind einzuhalten. lin Hinblick auf eine eventuate Corona-Rückverfolgung werden lhre
Kontaktdaten nur zu dlesem Zweck erfasst und nach 4 Wochen wieder vemichtet
Die emänzenden Unterlagen sind auch über die Intemetselte der Stadt Dormagen
ftittps://donnagen.deftathausonline/bekanntmachungen-der-stadt-dormagenft, die
Homepage der Bezirksregierung Dusseldorf, untex der Rubrik „Aktuelle Offenlagen"
sowie fiber das zentrale Intemetportal gem. § 20 UVPG (http://www.uvp-verbund.de/
nw) zugänglich. Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unter.
(men (( 27a Abs. 1 VwVfG NRW, § 20 Abs. 2 Satz 2 UVPG).
Der Vorhabentrager hat ergänzend zum Deckblatt 1 die nachfolgend aufgeführten, das
Verfahren betreffende entscheidungserhebliche Unterlagen vorgelegt:

Bezelchnung Unterlage Verfasser Aufgestellt am

Schalltechnische Untersuchung
zum Neubau der Kreisstraße 33n
einschl. dem Neubau def.AS Del-
rath zur BAB 57 für Immissionsor-
te in Elvekum, Allerheiligen und

TAC-Technische Akustik,
Grevenbroich

November 2020

,

Rosellerheide

Zusammenfassende Darstellung Gleiss Lutz Hootz Hirsch November 2020
der Vorgehensweise und Gründe
fin die Auswahl der Vorzugsvari-
ante 1.1 irn Rahmen des Neubaus
der Anschlussstelle Dormagen

PartmbB Rechtsanwälte,
Steuerberater

Delrath an der A 57

1. Jedes kann gem. § 21 Abs. 1, 2 und 5 UVPG bis spatestens einen Monat nach Ablauf
der Auslegungsfrist bis zum 12.05.2021 (einschließlich) bei der Bezirksregierung

Düsseldorf, Dezernat 25, Am Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf oder bei der Stadt
Dormagen, Fachbereich Städtebau, Mathias-Giesen-Straße 11, 41540 Dormagen,
Technisches Rathaus, Erdgeschoss Einwendungen gegen das Vorhaben schriftlich
oder, unter Beachtung der o. g.Sonderiegelungen zur Corona-Pandemie,zur
Niederschrift erheben. Darauf, dass eine nicht durch eine elektonische Signatur
abgesicherte E-Mail nicht der erforderlichen Schriftform für Einwendungen oder
Äußerungen genügt, wird hingewiesen. Die Einwendung muss den geltend gemach-
ten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen.
Nach Ablauf dlesex Äußerungsfrist sind Einwendungen und Äußerungen ausge-
schlossen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW, § 21 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 UVPG).
Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser
Frist ebenfalls ausgeschlossen (( 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG NRW). Der Einwendungs-
ausschluss beschränkt sich bei Einwendungen und Stellungnahmen, die sich auf die
Schutzgüter nach § 2 Abs. 1UVPG beziehen, nur auf dieses Verwaltungsverfahren.
Die Bezirksregierung Dusseldorf bietet die Möglichkeit an, Einwendungen in rechts-
vetbindlicher elektronischer Form gemäß § 3a VwVIGNRW durch Versendung einer
De-Mail-Nachricht nach § 5 Abs. 5 des De-Mail-Gesetzes (Empfänger: poststelle@
brd-nrw.de-mail.de) zu senden. Der elektronischen Form genügt auch ein elektro-
nisches Dokument das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist
(Empfangen ooststelle@brd.sec.nrw.de).Pine einfache E-Mall erfüllt die Anforderun-
gen nicht und bleibt daher unberücksichtigt.

2. Bel Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeich-
net oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleich-
förrnige Eingaben), ist auf jeder nut einer Untenchnft veisehenen Seite ein Unter-
zeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner
zu bezeichnen. Anderenfalls konnen diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben.

3. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinl-
gungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG NRW von der Auslegung des Plans.

4. Die planfeststellungsbehörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen
Stellungnahmen und Finwendungen verzlchten (§ 38 Abs. 7 StWG NRW).
Finder ein Erörterungstermin statt, wird et rechtzeitig ortsüblich belcannt gemacht
werden. Femer wesden diejenigen, die rechtzeing Elnwendungen erhoben haben,
bzw. bei gleichförmigen Einwendungen wird der Vextreter, von dem Termin geson-
dert benachrichtigt (§ 17 VwVfG NRW). Sind mehr als 50 Benachrichtigungen
vorzunehmen, so können sle dutch öffentliche Bekanntrnachung erseizt werden.
Die Vemetung durch einen Bevolimachtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung
ist durch eine schriftliche Volhnacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhö-
ningsbehörde zu.geben ist
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstennin kann auch ohne ihn
verhandelt werden.
Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet.
Der Erörterungstermin ist nicht öfferitlich.

5. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und
Stellungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermln oder VeMeterbestellung entste-
hende Kosten werden nicht erstattet.

6. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grun-
de nach zu entsdieiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondem in
einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

7. über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des An-
hörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung
der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, die
eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Beleanntmachung
etsetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

8. Vom Beginn der Auslegung des Plans treten die Anbaubeschränkungen nach § 25
Abs. 3 StrWG NRW und die Veränderungsspene nach § 40 Abs. 1 StrWG NRW in
Kraft. Darüber hinaus steht ab cliesem Zeitpunkt der Vorhabenträgerin ein Vorkaufs-
recht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 40 Abs. 4 StrWG NRW).

9. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen,
- dass die für das Verfahren zuständige Behorde und die für die Entscheidung über die

Zulässigkeit des Vorhabens sowie für weitere Informationen und Fragen zuständige
Behörde die Bezirksregierung Dusseldorf ist,

- dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschle-
den wird,

- dass die ausgelegten Planunterlagen die nach §16 Abs. 1 UVPG notwendigen Anga-
ben (d. h. den sog. UVP-Bericht sowie entscheiclungserhebliche Berichte und Emp-
fehlungen) enthalten und
dass die Anhönmg zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Beteiligung der öffent-
lichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gem. § 18 Abs. 1 [MPG ist.

Informationen nach Art. 13 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
Im Planfeststellungsverfahren übermittelte Daten und Informadonen werden zum
Zwecke der Durchführung des Verfahrens und Wahrung der Beteiligtenrechte verwen-
det und gespeichert. Die bei der Eingangskontrolle im Erörterungstennin erhobenen
Datenwerden zum Verfahrensvorgang genommen und archivied. Auch der Vorhaben.
träger erhält die Daten zur endgültigen Beschlussfassung.
Rechtsgrundlage für die DatenerheMing ist Art. 6 Abs. 1 lit. e, Abs. 3 DSGVO i.V.m. § 3
Abs. 1 DSG NRW i. V. m. §38 ff. StrWG NRW, § 73 VwVfG NRW. •
Die datenschutzrechtlichen Hinweise zur Weitergabe der Einwendungen im Verfahren
finden Sie auf der Homepage der Be.2irksregierung unter dem Link:http://www.bezreg.

•duesseldorf.nrw.de/service/datenschutz.html. Dort finden Sie auch weitergehende
Informationen zum Datenschutz, insbesondere zu Rechten als betroffene Person, die
auf Anfrage auch schriftlich oder mündlich erläutert werden.

Dormagen, den 16.02.2021

Stadt Dornegep

• •
Der Bürgeeister 2

gez. Erik Licrerifeld:
f 44

Die Übereinstimmung mit der Urschrift wird hiermit bestätigt.
Dormagen, den 10.03.2021

Stadt Dormagen
Der Bürgermeister

Im Auftrag

3
B. Jost


